
 

 

 

 

 

 

 

Medienmitteilung 

 

 

Ja zur Umsetzung des Schengen- und Dublin-Besitzstandes 

 

Solothurn, 5. Juni 2007 – In seiner Vernehmlassung an das Bundesamt für Justiz un-

terstützt der Regierungsrat den Vorschlag, wie die Vereinbarungen zwischen der 

Schweiz und der Europäischen Union hinsichtlich Schengen und Dublin umgesetzt 

und weiterentwickelt werden sollen.  

 

Notwendig sind verfahrenstechnische Anpassungen im Ausländer- und im Asyl-

recht. Nach Meinung des Regierungsrates sind die Vorschläge geeignet, die be-

absichtigte Übereinstimmung des schweizerischen mit dem europäischen Recht 

herzustellen.  

 

Ebenfalls wird der Informationsfluss zwischen den verschiedenen Dienststellen im 

In- und Ausland sichergestellt, was für die erfolgreiche Umsetzung der Verträge 

zentral ist. 

 

 

 

Weitere Auskünfte erteilt: 

Staatskanzlei 
Information  

Rathaus / Barfüssergasse 24 
4509 Solothurn  
Telefon 032 627 20 70  
Telefax 032 627 22 75  
kanzlei@sk.so.ch 
www.so.ch 
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Rudolf Tschachtli, Chef Amt für öffentliche Sicherheit, 032 627 28 24 


